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Einleitung 

Mit der Verabschiedung der sog. „Notstandsverfassung" durch das 
siebzehnte Gesetz zur Ergänzung des Grundgesetzes vom 24.6.1968 
(BGBl. I S. 709 f.) hat der Deutsche Bundestag im legislativen Bereich 
einen Schlußstrich unter die jahrelange Diskussion über Sinn, Berech-
tigung und Ausgestaltung einer Notstandsverfassung gezogen. 

Die vorangegangenen Diskussionen der Befürworter  und Gegner 
einer Notstandsverfassung wurden zwar auf beiden Seiten auch mi t 
juristischen Argumenten geführt,  jedoch lag der Schwerpunkt im 
politischen Bereich. Dabei trat in den Hintergrund, welche rechtlichen 
Auswirkungen und Probleme die Regelung im Einzelnen bringen würde. 
Erst nach Verabschiedung der Notstandsverfassung durch den Gesetz-
geber gewann die juristische Diskussion über Einzelfragen der Ver-
fassungsergänzung an Bedeutung. 

Die folgende Abhandlung dient der Analyse eines bestimmten 
Problemkreises der Notstandsverfassung. Es soll aufgezeigt werden, 
welche rechtlichen Probleme der Einsatz der staatlichen Ordnungs- und 
Vollzugskräfte im Notstandsfall auf Grund der Art . 35, 87 a, 91, 115 f 
und 115 i sowie weiterer damit zusammenhängender Bestimmungen 
des Grundgesetzes aufwirft.  Die Nennung der „Polizeigetüalt" neben 
der „Polizei" im Thema hat die Bedeutung, daß bereits auf die Unter-
scheidung der zwei Träger eines Notstandseinsatzes verwiesen wird, 
nämlich auf die Polizeikräfte im engeren Sinn (wozu auch der Bundes-
grenzschutz gehört) und auf die Streitkräfte.  Es geht dabei um die 
Frage, ob auch die Streitkräfte  Polizeigewalt ausüben, oder ob unter 
bestimmten Voraussetzungen ihr Einsatz im Notstand anderen recht-
lichen Kri ter ien unterliegt. 

Der Notstandseinsatz der genannten Vollzugskräfte soll also darauf-
h in untersucht werden, wie weit er von der Ausübung polizeilicher 
Gewalt im herkömmlichen Sinn getragen wird, oder wie weit hier 
andere Kri ter ien anzuwenden sind. Ferner ist darzulegen, welchen 
Einfluß das föderale Gefüge der Bundesrepublik auf die Stellung der 
Vollzugskräfte im Einsatz hat, d. h. ob die Vollzugskräfte Bundes- oder 
Landesorgane sind und welchen Weisungen sie jeweils unterstellt sind. 

Das soeben umrissene Ziel  der  Arbeit  kann auf zwei  Wegen  erreicht 
werden: 



16 Einleitung 

Einmal könnten die zu behandelnden Fragen jeweils im Rahmen der 
einschlägigen Grundgesetzartikel erörtert werden. Diese Methode ist 
einem Gesetzeskommentar angemessen, nicht aber einer Dissertation, 
deren Ziel es ist, einen Problemkreis im geschlossenen Zusammenhang 
zu behandeln. Daher wurde der Weg gewählt, der sich von den ein-
schlägigen Grundgesetzbestimmungen löst und statt dessen die im 
Rahmen dieser Bestimmungen anfallenden Fragen einem übergeordne-
ten sachlichen Zusammenhang unterwirft . 

M i t dieser Methode ergibt sich folgender  Aufbau: 

Zunächst w i rd dargestellt, welche Arten von Vollzugskräften das 
Grundgesetz für einen Einsatz im Notstandsfall vorsieht. Gleichzeitig 
w i rd in diesem ersten Teil die den Vollzugskräften zugewiesene Funk-
tion  geklärt, was letztlich auf die Frage hinausläuft, ob auch im Not-
stand normale Polizeifunktionen ausgeübt werden. 

I m zweiten  Teil  der Arbeit w i rd dann der Frage nachgegangen, 
wessen Organe  (des Bundes oder der Länder) die eingesetzten Kräfte 
sind, und wie sich die Weisungsrechte  zwischen Bund und Ländern 
aufteilen. 

Im dritten  Teil  bleibt zu klären, welche Rechtsgrundlagen  auf Grund 
der festgestellten Funktionen für die einzelnen Notstandseinsätze in 
Frage kommen. Diese Frage ist von größter Bedeutung dafür,  daß 
die Rechtsstaatlichkeit auch bei der Ausübung der Staatsgewalt im 
Notstand gewahrt wird. 

Der vierte  und letzte  Teil  der Dissertation bleibt der Darlegung des-
sen vorbehalten, was den Staatsbürger im Notstandsfall am meisten 
und nachhaltigsten betreffen  würde, nämlich der Umfang  der  Eingriffs-
befugnisse  in die Rechte, besonders die Grundrechte des Bürgers. 

Da somit die Abhandlung bewußt auf eine Kommentierung der in 
Frage kommenden Bestimmungen des Grundgesetzes verzichtet, sind 
nicht alle Probleme erörtert, die im Rahmen der genannten Ar t ike l des 
Grundgesetzes auftauchen. So wurde ζ. B. darauf verzichtet, eingehen-
der darzulegen, welche konkreten Situationen unter den Begriff  der 
„Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung des Bundes oder eines Landes" im Sinne von Ar t . 91 GG 
fallen. Gleiches gi l t für den Begriff  der „Naturkatastrophe" und des 
„besonders schweren Unglücksfalls" i n Ar t . 35 Abs. 2 GG, ferner  für 
die Begriffe  „Verteidigungsfall"  und „Spannungsfall". Auch w i rd nicht 
näher auf die Anforderungsrechte  der Länder und die entsprechenden 
Hilfeleistungspflichten  der anderen Länder und des Bundes i n Ar t . 35 
Abs. 2 und Art . 91 Abs. 1 eingegangen. Ebensowenig werden die Kon-
trollrechte von Bundestag und Bundesrat1 näher behandelt. Al le diese 
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Fragen wären in einem Kommentar zur Notstandsverfassung zu 
erörtern 2, im Rahmen der folgenden Untersuchung haben sie keinen 
Platz. 

Diesem kurzen Abriß über Ziel und Methode der folgenden Ab-
handlung ist noch eine Bemerkung  zum System  der  Gliederung  hinzu-
zufügen: 

Da das Thema von „Polizei" und „Polizeigewalt" spricht, w i rd 
grundsätzlich von einer Zweiteilung der Exekutivkräfte ausgegangen, 
nämlich der Unterscheidung von Polizeikräften einerseits und Streit-
kräften andererseits, wobei der Bundesgrenzschutz der ersten Gruppe 
zuzurechnen ist. Dennoch ist dem Bundesgrenzschutz an einigen Stellen 
ein von der Behandlung dèr Polizei getrennter Abschnitt gewidmet. 
Dies ist gerechtfertigt,  wei l der Bundesgrenzschutz gegenüber den 
übrigen polizeilichen Vollzugskräften bei aller Ähnlichkeit materieller 
Polizeifunktionen die Besonderheit aufweist, ein Polizeiverband des 
Bundes zu sein3. Die dadurch bedingte Sonderstellung gegenüber den 
Länderpolizeien erfordert  zuweilen auch eine Sonderstellung i n der 
sachlichen Gliederung. 

ι Vgl. Ar t . 35 Abs. 3 S.2, Ar t . 87 a Abs. 4 S.2, Ar t . 91 Abs. 2 S.2, Ar t . 1151 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

2 Siehe zu den eben genannten Fragen etwa die ausführlichen Kommen-
tierungen im Bonner Kommentar von Ipsen zu Ar t . 87 a GG und von Evers 
zu Ar t . 91 GG; ferner  die Kommentierungen von Dürig  zu Ar t . 87 a und von 
Maunz  zu Ar t . 91 GG i m Kommentar von Maunz - Dür ig - Herzog. 

3 Dies war allerdings vor dem Erlaß des neuen Gesetzes über den Bundes-
grenzschutz (vom 18.8.1972 BGB1. I S. 1834) str i t t ig ; a .A . Schnupp in : Bun-
desgrenzschutz — Grenzschutzorgan oder Bundespolizei, i n Der öffentliche 
Dienst 1972 S. 8 ff.  Nach Schnupp ist der Bundesgrenzschutz keine Bundes-
polizei, sondern ein paramilitärischer Verband; vgl. dazu näher unten i m 
ersten Teil, dr i t ter Abschnitt Β I . 

2 Keldel 


